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Gegenvorschlag zur Konzernverantwortungsinitiative 

Vernehmlassungsantwort zur Ausführungsverordnung VSoTr 

 

 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Karin Keller-Sutter 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zu den vorgeschlagenen Anpassungen Stel-

lung nehmen zu können. Der SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund ist der 

Dachverband der katholischen Frauenorganisationen und vertritt rund 120'000 Frau-

en in der Schweiz. Seit Jahren setzen wir uns für Gerechtigkeit und die Bewahrung 

der Schöpfung ein. 

 

Mit der nun vorliegenden Umsetzungsverordnung nutzt der Bundesrat bedauerli-

cherweise trotz Volksmehr nicht einmal den Spielraum des Gesetzes aus, um dort 

wo möglich, Schwächen zu korrigieren, sondern verwässert die Regulierung noch-

mals derart, dass kaum mehr Unternehmen von den Sorgfaltspflichten bezüglich 

Kinderarbeit und Konfliktmineralien erfasst sein werden. Damit steht die Schweiz im 

internationalen Vergleich quer in der Landschaft. Und das ironischerweise mit einem 

Gesetz, für das die Gegner der Konzernverantwortungsinitiative mit dem Argument 

warben, es sei «international abgestimmt». 

 

 

Exzessive Befreiungen von Sorgfalts- und Berichterstattungspflicht 

 

1. Befreiung durch Selbstdeklaration (Art. 6)  

Artikel 6 erlaubt es Unternehmen, sich von den Sorgfaltspflichten zu befreien, in 

dem es in einem Bericht ein international anerkanntes Regelwerk nennt, das es an-

stelle der vorliegenden Regulierung einzuhalten gedenkt. Bundesrat darauf hinge-

wiesen, im Einklang mit den internationalen Vorgaben. 



 

 

Der Verordnungsentwurf hat die Erwartung nun mehr als enttäuscht.  Er verstärkt 

den Konstruktionsfehler des Gesetzes in allen drei Dimensionen: 

1) Alternativ statt kumulativ:  

Zum einen wählt er bei den internationalen Regelwerken einen „à-la-Carte“-Ansatz. 

Er   überlässt   es   den   Unternehmen, sich   nach   freier   Wahl   zwischen   ver-

schiedenen Regelwerken zu entscheiden. Dies obschon sich die referenzierten Re-

gelwerke durch Behandlung verschiedener Sorgfaltsaspekte erst zusammen als 

umfassenden Referenzrahmen verstehen.  

2) Statik statt Dynamik:  

In einen zweiten Widerspruch zu den internationalen Vorgaben begibt sich der Ver-

ordnungsentwurf, indem er bewusst auf den «statischen» Status quo der zitierten 

Regelwerke abstellt, ohne mit der dynamischen Entwicklung der internationalen Re-

ferenzen Schritt zu halten, d.h.  die Unternehmen zur Beachtung der jeweils neus-

ten Fassung des jeweiligen Regelwerks zu verpflichten.  

3) Selbstdeklaration statt Berichterstattung: 

Das Unternehmen wird schliesslich selbst von der minimalen Pflicht befreit, öffent-

lich darüber zu berichten, wie es die internationalen Regelwerke umsetzt.   Mit   ei-

ner   solchen   Nicht-Berichterstattung   ist   nun   selbst   der   eigene, äusserst be-

scheidene Anspruch der Gesetzgebung unterlaufen, die Sorgfaltspflichten und Erfül-

lungstransparenz dem Markt zugänglich zu machen. Oder kurz gesagt: Die Benen-

nung von Regelwerken statt rechenschaftspflichtiger Sorgfaltspflicht ist nichts mehr 

als Selbstdeklaration ohne Transparenz. 

 

Antrag: Artikel 6 ist ersatzlos zu streichen 

 

2. Artikel 4 und 5: Zusätzliche Befreiungen für Kinderarbeit: Kategorischer Aus-

schluss aller KMU 

Im Verordnungsentwurf sind sämtliche kleineren und mittleren Unternehmen unge-

achtet ihrer Risiken von der Regelung ausgeschlossen.  Das ist nicht risikobasiert, 

sondern willkürlich und trägt der Realität, z.B.  in der Schokoladenindustrie oder im 

Textil- oder Rohstoffbereich nicht Rechnung.  

 

Antrag: Artikel 4 ist mit einem Einschluss von KMU mit hohen Risiken zu er-

gänzen 

 

 

Mangelnde Definition der Sorgfaltsprüfungspflichten 

 

Die Sorgfaltsprüfungspflicht ist die „Raison d’être“ der ganzen Regelung zur Kinder-

arbeit und den Konfliktmineralien. Es ist zentral, dass sie im Einklang mit den inter-

nationalen Vorgaben formuliert sind.  Bei der Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten  

 



 

 

im Verordnungsentwurf fällt auf, dass diese unvollständig sind und teilweise interna-

tionalem Konsens widersprechen. Besonders stossend sind die folgenden Ver-

säumnisse: 

 

 

1. Keine Definition der (missbräuchlichen) Kinderarbeit 

Gesetz und Verordnung fehlt eine klare Definition, was unter (missbräuchlicher) 

Kinderarbeit zu verstehen ist, dies ist nur in den Erläuterungen beschrieben – 

und auch dort verkürzend.  Insbesondere ist klarzustellen, dass die Arbeit unter 

15 Jahren gemäss dem ILO-Übereinkommen Nr. 138 in jedem Fall verboten ist.  

 

Antrag: Artikel 1 ist mit einer Definition der Kinderarbeit zu ergänzen 

 

2. Verkürzte Reichweite der Sorgfaltsprüfung 

Gemäss internationalen Vorgaben hat sich die Sorgfaltsprüfung in der Liefer-

kette nicht nur auf die einem Unternehmen vorgelagerten Stufen (d.h. die Zulie-

ferungsunternehmen etc.), sondern auch die nachgelagerten Stufen (d.h. die 

Kund:innen) zu erstrecken. In der Verordnung ist mit dem Passus «Produkte 

und Dienstleistungen anbieten» bezogen auf Kinderarbeit nur der Upstream Be-

reich abgedeckt.  Nicht erfasst ist der Downstream-Bereich, d.h.  der Verkauf 

von Produkten oder Dienstleistungen durch Schweizer Unternehmen, in dessen 

Zuge Kinderarbeit stattfindet.  Auch im Absatzmarkt kann Kinderarbeit vorkom-

men, z.B.  wenn ein Schweizer Agrokonzern Pestizide absetzt, die auf Planta-

gen eingesetzt werden und dort Kinder bei ihrer Feldarbeit in ihrer Gesundheit 

schädigt.  

 

Antrag: Artikel 8 muss so umformuliert werden, dass die Sorgfaltsprü-

fungspflicht sämtliche Geschäftsbeziehungen umfasst. 

 

3. Blankocheck zur Abwälzung der eigenen Pflichten  

Gemäss dem Verordnungsentwurf kann sich das Schweizer Unternehmen von 

Zulieferer:innen und weiteren Geschäftspartner:innen ausdrücklich zusichern 

lassen, dass diese keine Mineralien und  Metalle  aus  Hochrisiko-  und  Konflikt-

gebieten  handeln  oder  bearbeiten  bzw.  Kinderarbeit aufweisen. Ein solcher 

Passus lädt die Unternehmen dazu ein, sich mit einem simplen Vertrag von der 

eigenen international verankerten Sorgfaltspflicht zu entziehen.  

 

Antrag:   In   Artikel   7   muss   klargestellt   werden, dass   Unternehmen   

selber   sicherstellen   müssen, dass   die   Geschäftspartner   die   Sorg-

faltspflichten   zu   Konfliktmineralien und Kinderarbeit einhalten. 

 

 



 

 

Der Schweizerische Katholische Frauenbund fordert das Parlament deshalb auf, 

den Gesetzesentwurf zu korrigieren: Alle Formen des nicht-einvernehmlichen Ge-

schlechtsverkehrs müssen als Vergewaltigung definiert und die Straftatbestände der 

sexuellen Nötigung sowie der Vergewaltigung entsprechend angepasst werden. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund 
 

 
 
Karin Ottiger 

Co-Geschäftsleiterin, SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund 

 

 


